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Abstract: Der Stand des Electronic Govemment in Deutschland wird anhand von aus­
gewählten Projekten skizziert und unter dem Gesichtspunkt des derzeitigen 
Nutzens für den Bürger kritisch hinterfragt. 

1. Einleitung 
Die Diskussion um die elektronische Abwicklung von Behördengän­

gen 1 hat sich im Laufe der letzten Jahre mit einem gewissen zeitlichen 
Nachlauf zur Euphorie im Bereich E-Commerce entwickelt. Von Eupho­
rie und anschließender Ernüchterung, wie teilweise im E-Commerce­
Bereich zu beobachten, ist das E-Govemrnent verschont geblieben. Auf 
Grundlage der Darstellungen des Standes des E-Govemrnent in Deutsch­
land der Vorjahre2 sollen in diesem Beitrag der Fortschritt der bereits 
vorgestellten Projekte und Initiativen sowie einige neue Projekte kurz 
dargestellt und unter dem Gesichtspunkt, welcher Nutzen für den Bürger 
zum heutigen Zeitpunkt eingetreten ist, kritisch durchleuchtet werden. 

2. Virtuelle Rathäuser 
Die Stadt Passau bietet, wie mittlerweile viele Städte und Gemeinden 

in Deutschland, auf ihren Internetseiten verschiedene Formulare zum 

1 Eine genauere Defmition des Begriffes E-Governrnent findet sich zB bei Elsas, Ale­
xander: E-Government in Deutschland; in: Schweighofer, Erich/Menzel, Thomas 
(Hrsg): E-Commerce tmd E-Government, Verlag Österreich, Wien 2000. 
2 Vgl Elsas, Alexander: E-Government in Deutschland; in: Schweighofer, E­
rich!Men=el, Thomas (Hrsg): E-Commerce und E-Government, Verlag Österreich, 
Wien 2000 und Elsas, Alexander: E-Governrnent in Deutschland- Version 2.001; in 
Schweighofer, Erich!Menze,l Thomas!Kreuzbauer, Günther (Hrsg): Auf dem Weg zur 
ePerson - Aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik 2001, Verlag Österreich, 
Wien 2001. 
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Download im Word- oder PDF-Format an. Dieses Standardangebot wurde 
im Vorfeld der Kommunalwahlen in Bayern am 3. März 2002 um zwei 
interessante Neuerungen ergänzt: 

Die Briefwahlunterlagen konnten elektronisch beantragt werden. Die 
Datenübermittlung wurde dabei per 128 Bit-Schlüssel gesichert. Dies 
bedeutet jedoch im Normalfall fiir den Bürger, dass erst der verwen­
dete Internet-Browser auf diese Schlüsselstärke aufgerüstet werden 
muss, da die gängigen Browser in der Standardversion nur Schlüssel­
längen von 56 Bit unterstützen. 
Um dem Bürger den Umgang mit dem komplizierten Kommunal­
wahl-Stimmzettel zu erleichtern, (das bayerische Kommunalwahl­
recht sieht die Möglichkeit des Kumulierens und Panaschierens, also 
des Häufensund Streichens von Stimmen, vor) konnte ein mit den o­
riginalen tatsächlich wählbaren Parteien und Personen versehener 
Online-Stimmzettel ausgefüllt werden. Dieser wurde im Hinblick auf 
formale Richtigkeit der Stimmabgabe überprüft und das Ergebnis so­
fort dem Bürger angezeigt. Dies bedeutet einen ersten Ansatz, E­
Learning-Konzepte in das E-Govemment zu integrieren- hier zeigt 
sich aus Bürgersicht ein echter Mehrwert im Nutzen der elektroni­
schen Medien in der Kommunikation mit der Gemeinde, verglichen 
mit konventionellen, oftmals seitenlangen Anleitungen zum Ausfül­
len eines Wahlzettels. 

Leider sind diese Seiten (http://www.passau.de/aktuelles/wahl2002) 
des Internetangebots nach der Wahl nicht mehr verfügbar. 

3. Elektronische Steuererklärung Elster 
Die elektronische Steuererklärung ist nach wie vor das Parade- und 

Vorzeigeprojekt im Rahmen des E-Govemment in Deutschland. Mittler­
weile sind ca. 575.000 Steuererklärungen und 7.500.000 Steueranmel­
dungen elektronisch eingegangen. 3 

Als Reaktion auf eine theoretisch gegebene Angriffsmöglichkeit auf 
den Download-Vorgang des kostenlosen Formularprogramms ElsterFor-

3 Vgl https://www.elster.de/ssVindex-projekt.htm (9.4.2002). 
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mular im Vorjahr4 wurden der Do\Mlload und die Installation dieses Pro­
grammes durch zusätzliche Software ergänzt:5 

Durch ein Signaturprüfprogramm ElsterChkSign.exe wird ein gela­
denes ElsterFormular-Programm vor Installation auf Echtheit über­
prüft, 
ein weiteres Prüfprogramm ElsterByteChecker.exe erlaubt die Über­
prüfung einer bereits installierten Elster-Formular-Version. 

Weiter soll eine ausfUhrliehe Darstellung der verwendeten Sicher­
heitsmechanismen Vertrauen in die Lösung herstellen. Inwieweit dies 
durch eine komplizierte Installationsprozedur und fiir den Normalbürger 
verständlich jedoch gelingt, darf bezweifelt werden. 

Ein Ziel der weiteren Elster-Entwicklung war es, Elster als Front-End­
Lösung in das seit längerer Zeit laufende Fiscus-Projekt zu integrieren. 
Die schon im Vorjahr geäußerte Skepsis gegenüber diesem Vorhaben 
scheint sich leider zu bestätigen6: Mit der Gründung der Fiscus GmbH als 
Systemhaus der Steuerverwaltung von Bund und Ländern im April 2001, 
mit dem Ziel einer harmonisierten und bundeseinheitlichen Steuerverwal­
tungssoftware bis zum Jahre 2004, ist ein wichtiger Schritt zur Konsoli­
dierung dieses Projektes getan worden. Der Ausstieg des Bundeslandes 
Bayern, das federfUhrend z. B. fiir die Elster-Entwicklung ist, aus diesem 
Projekt lässt jedoch die Skepsis über den weiteren erfolgreichen Projekt­
verlauf, trotz erster erfolgreicher Teilprojekte wie Anwendungen im 
Grunderwerbssteuer- und Steuerfahndungsbereich, nach wie vor berech­
tigt erscheinen. 

4. Fazit 
Der direkte Nutzen von durchaus ambitionierten E-Govemment­

Projekten erschließt sich dem Bürger bisher nur in Ausnahmefällen: 
Komplizierte Installationsverfahren wie beim Elster-Formular-Programm 
oder die Notwendigkeit der Browser-Nachrüstung im Hinblick auf Ver­
schlüsselung stellen noch Akzeptanzhürden auf, die dem Bürger den Nut-

4 Vgl http://www.heise.de/newsticker/data/pab-20.03.01-000 (30.3.2001). 
5 V gl https://www.elsterforrnular.de/ssVmain-anw-forrn-down-O 1-lk-down.htm 
(9.4.2002). 
6 Vgl Elsas, Alexander: E-Govenunent in Deutschland- Version 2.001; in Schweigho­
fer, Erich !Menzel, 1homas!Kreuzbauer, Günther (Hrsg): Auf dem Weg zur ePerson­
Aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik 2001, Verlag Österreich, Wien 2001. 
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zenvon E-Govemment-Initiativen auf absehbare Zeit eher als gering er­
scheinen lassen dürften. 

Auch die politischen Reaktionen auf die Terrorakte vom 11. Septem­
ber 2001 in New York und Washington müssen im Kontext der Bewer­
tung einer E-Govemment-Entwicklung berücksichtigt werden: Transpa­
renz, Nachvollziehbarkeit und Offenheit elektronischer Verwaltungsvor­
gänge in den verschiedenen Ausprägungen sind unabdingbare Vorausset­
zungen, damit der Bürger Vertrauen in diese setzen kann. Dies vermag 
auch dem Szenario eines Überwachungs- und Polizeistaates vorzubeugen, 
welches von verschiedenen Gruppen im Zusammenhang mit den auge­
dachten Sicherheitsmaßnahmen (wie z. B. biometrische Merkmale im 
Ausweis etc.) skizziert wurde. 


